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Gesetz zur Forderung der Musik- und Kunstschulen im Land Brandenburg
(Brandenburgisches Musik- und Kunstschulgesetz — BbgMKSchulG)
Vom 11. Februar 2014
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:
§1
Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt fiir im Land Brandenburg titige Musikschulen und Kunstschulen. Musikschulen im Sinne
dieses Gesetzes sind auch Musikschulen, die Bildung in anderen kiinstlerischen Fachbereichen gemil3 § 3 Absatz 4
Nummer 1 vermitteln (verbundene Musik- und Kunstschulen).

(2) Musikschulen und Kunstschulen sind Bildungs- und Kultureinrichtungen, deren Aufgabe es ist, vorrangig
Kindern und Jugendlichen eine musische Bildung zu vermitteln, Begabungen zu erkennen und zu férdern sowie auf

ein mogliches Studium der Musik oder sonstiger kiinstlerischer und kunstpddagogischer Fiacher vorzubereiten. Die
Musikschulen und Kunstschulen sollen allen Interessierten den Zugang ermdglichen.

§2

Triger

Trager von Musikschulen und Kunstschulen kénnen insbesondere Gemeinden und Gemeindeverbénde oder andere
juristische Personen des offentlichen oder privaten Rechts sein.

§3

Staatliche Anerkennung, Verordnungsermiichtigung
(1) Musikschulen sind berechtigt, die Bezeichnung ,,Anerkannte Musikschule im Land Brandenburg“ zu fiihren,
wenn sie liber eine giiltige Anerkennung verfiigen. Die Anerkennung wird auf Antrag der Musikschule jeweils befris-
tet auf fiinf Jahre von der fiir Kultur zustdndigen obersten Landesbehdrde erteilt, wenn die Voraussetzungen nach
Absatz 2 erfiillt sind. Werden dariiber hinaus die Voraussetzungen nach Absatz 5 erfiillt, berechtigt die Anerkennung,
die Bezeichnung ,,Anerkannte Musik- und Kunstschule im Land Brandenburg* zu fithren (erweiterte Anerkennung).
(2) Die Anerkennung wird einer Musikschule erteilt, wenn
1. sie eine kontinuierliche und padagogisch planméfige Arbeit gewahrleistet,

2. sie Unterricht von mindestens 150 Unterrichtsstunden pro Woche in folgenden Bereichen anbietet:

a)  Fachbereich Musikalische Fritherziehung/Grundausbildung,
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b)  Einzel- und Gruppenunterricht in der Unter-, Mittel- und Oberstufe mit einem Angebot an Instrumental-
und Vokalfdchern aus mindestens fiinf der folgenden Fachbereiche: Streichinstrumente, Zupfinstrumente,
Blasinstrumente, Tasteninstrumente, Schlaginstrumente, Vokalmusik, Popularmusik sowie Tanz/Musical,

¢)  Fachbereiche Ensemble- und Ergdnzungsfacher und

d)  spezielle Talenteforderung,

sie von den angebotenen Fachbereichen gemad Nummer 2 Buchstabe a bis ¢ drei mit mindestens 10 Prozent
und drei mit mindestens 5 Prozent der Unterrichtsstunden pro Woche belegt,

sie auf der Grundlage von Rahmenlehrplénen unterrichtet, die auf der Angebotsstruktur gemal Nummer 2
Buchstabe a bis d aufbauen,

sie fiir die Erteilung der Unterrichtsstunden in der Mehrheit Lehrkréfte mit einem berufsqualifizierenden Hoch-
schulabschluss im Fachbereich Musik oder Musikpadagogik oder einen gleichwertigen Abschluss einsetzt,

die von ihr eingesetzten Lehrkréfte regelmifBig, mindestens jedoch alle drei Jahre, an musikpddagogischen
Fortbildungen teilnehmen,

sie unter Leitung einer fest angestellten Person steht, die {iber einen berufsqualifizierenden Hochschulabschluss
im Fachbereich Musik oder Musikpédagogik und in der Regel iiber Berufserfahrungen in der piddagogischen
Arbeit verfiigt,

sie geeignete Unterrichtsraume und Unterrichtsinstrumentarien vorhélt,

sie zur Vermittlung musikalischer Bildung auch Kooperationen mit anderen Bildungseinrichtungen und Tré-
gern kultureller Bildung durchfiihrt sowie

sie geeignete MaBinahmen ergreift, um Menschen mit Behinderungen zugéngliche Angebote zu gestalten.

Kunstschulen sind berechtigt, die Bezeichnung ,,Anerkannte Kunstschule im Land Brandenburg® zu fiihren,

wenn sie iiber eine giiltige Anerkennung verfiigen. Die Anerkennung wird auf Antrag der Kunstschule jeweils beftis-
tet auf fiinf Jahre von der flir Kultur zustéindigen obersten Landesbehorde erteilt, wenn die Voraussetzungen nach

Absatz 4 erfiillt sind.
(4) Die Anerkennung wird einer Kunstschule erteilt, wenn sie
1. 30 Unterrichtsstunden pro Woche in den Fachbereichen
a)  Bildende Kunst und
b)  Angewandte Kunst
sowie in einem der folgenden Fachbereiche mindestens zehn Unterrichtsstunden pro Woche erbringt:
¢)  Theater
d)  Tanz/Musical
e) Literatur
f)  Medien
g) Zirkus,
2. fiir die Erteilung der Unterrichtsstunden in den Fachbereichen gemdf3 Nummer 1 in der Mehrheit Lehrkréfte mit

einem berufsqualifizierenden kiinstlerischen oder kulturpiddagogischen Hochschulabschluss oder einen gleich-
wertigen Abschluss oder mit einem ausgewiesenen kiinstlerischen Schaffensprozess mit nachgewiesener péada-
gogischer Befdhigung einsetzt,
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3. unter Leitung einer fest angestellten Person steht, die iiber einen berufsqualifizierenden Hochschulabschluss in
einem kiinstlerischen Fachbereich oder in Kulturpadagogik oder in Kulturwissenschaften oder einen gleichwer-
tigen Abschluss sowie {iber Berufserfahrungen in kulturellen Einrichtungen verfiigt, und

4.  die Voraussetzungen gemill Absatz 2 Nummer 1 und 6 sowie 8, 9 und 10 unter entsprechender Anwendung auf
Kunstschulen erfiillt.

(5) Die erweiterte Anerkennung wird einer Musikschule erteilt, wenn sie zusétzlich zu den Voraussetzungen gemaf
Absatz 2 die Voraussetzungen geméf Absatz 4 Nummer 1, 2 und 4 erfiillt.

(6) Das fiir Kultur zustindige Mitglied der Landesregierung wird erméchtigt, durch Rechtsverordnung die nédhere
Ausgestaltung der Voraussetzungen gemif der Absitze 2 und 4 zu regeln.

(7) Wenn die Voraussetzungen fiir die Erteilung einer Anerkennung gemil} der Absdtze 2, 4 oder Absatz 5 nicht
mehr vorliegen, kann diese durch die fiir Kultur zustdndige oberste Landesbehérde widerrufen werden. Die Erteilung
einer Anerkennung oder der Eintritt der Rechtsunwirksamkeit einer Anerkennung wird durch die fiir Kultur zustandi-
ge oberste Landesbehdrde im Amtsblatt fiir Brandenburg o6ffentlich bekannt gemacht. Der Inhalt der Bekanntma-
chung geméal Satz 2 wird zusétzlich auf der Internetseite der fiir Kultur zustdndigen obersten Landesbehdrde verdf-
fentlicht.

§4

Ausnahmen, Abweichungen

(1) Von den Voraussetzungen geméll § 3 Absatz 2 Nummer 1 bis 10 kdnnen fiir Musikschulen im Aufbau Aus-
nahmen fiir die Dauer von hochstens drei Jahren zugelassen werden. Von den Voraussetzungen gemél § 3 Absatz 4
Nummer 1 bis 4 kénnen fiir Kunstschulen im Aufbau Ausnahmen fiir die Dauer von hochstens drei Jahren zugelassen
werden.

(2) Von den Voraussetzungen gemif § 3 Absatz 2 Nummer 2, 3, 6 und 9 kénnen befristet auf zwei Jahre Abwei-
chungen fiir Musikschulen zugelassen werden, wenn dies aus besonderen Griinden, insbesondere zur Erhaltung einer
gleichméBigen Grundversorgung mit musikalischen Bildungsangeboten im Land, geboten ist. Satz 1 gilt fiir die Vo-
raussetzungen gemil § 3 Absatz 4 Nummer 1 und 4 fiir Kunstschulen entsprechend. Die Zulassung der Abweichung
kann jeweils innerhalb des Geltungszeitraums der Anerkennung um bis zu zwei Jahre verldngert werden, wenn die
besonderen Griinde fortbestehen.

(3) In den Fillen der Absitze 1 und 2 wird die Berechtigung gemél § 3 Absatz 1 Satz 1 und 3 sowie Absatz 3
Satz 1 mit dem Wort ,,vorldufig® verbunden.

§5

Anerkennungsverfahren, Hinzuziehung Dritter

(1) Die fiir Kultur zustindige oberste Landesbehorde ist berechtigt, zur Durchfiihrung der Verfahren gemal3 § 3
Absatz 1 Satz 2 und 3 sowie Absatz 3 Satz 2 eine juristische Person des Privatrechts mit deren Einverstdndnis zu
beleihen, wenn sie die Gewihr fiir eine sachgerechte Erfiillung der ihr {ibertragenen Aufgaben bietet und Gegenstand
ihrer Tétigkeit nicht zugleich die Wahrnehmung von Interessen antragsberechtiger Musikschulen oder Kunstschulen
ist. Die beliehene juristische Person steht unter der Fachaufsicht der fiir Kultur zustidndigen obersten Landesbehorde.
Die fiir Kultur zustdndige oberste Landesbehorde ist berechtigt, sich bei Durchfithrung der Verfahren gemil § 3
Absatz 1 Satz 2 und 3 sowie Absatz 3 Satz 2 zur Priifung der Voraussetzungen gemédfB § 3 Absatz 2, 4 und 5 Dritter
zu bedienen.

(2) Die Musikschulen und Kunstschulen diirfen die zur Priifung der Voraussetzungen geméa8 § 3 Absatz 2, 4 und 5
erforderlichen Daten an die fiir Kultur zustindige oberste Landesbehdrde, beauftragte Dritte oder beliehene juristi-
sche Personen des privaten Rechts iibermitteln. Die Stellen nach Absatz 1 Satz 1 und 3 diirfen im Rahmen ihrer Be-
rechtigung die erforderlichen Daten bei den Musikschulen und Kunstschulen erheben. Die fiir Kultur zustindige
oberste Landesbehdrde darf die von den Musikschulen und Kunstschulen {ibermittelten Daten an die Stellen nach
Absatz 1 Satz 1 und 3 zu den dort genannten Zwecken iibermitteln.
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§6

Forderung durch das Land, Verordnungsermichtigung

(1) Die Musikschulen und Kunstschulen werden auf Antrag durch das Land gefordert, wenn sie iiber eine giiltige
Anerkennung gemdfl § 3 verfligen sowie ausschlieBlich und unmittelbar gemeinniitzigen Zwecken im Sinne der
Abgabenordnung dienen. Bei Musikschulen und Kunstschulen in unmittelbarer Trigerschaft der Gemeinden und
Gemeindeverbénde ist ein gesonderter Nachweis, dass diese ausschlieBlich und unmittelbar gemeinniitzigen Zwecken
im Sinne der Abgabenordnung dienen, nicht erforderlich.

(2) Das Land fordert ab dem Haushaltsjahr 2014 die Musikschulen und Kunstschulen jéhrlich insgesamt durch
einen Zuschuss in Héhe von 2,69 Millionen Euro. Die Hohe der Forderbetrige wird bei Musikschulen fiir die Fachbe-
reiche gemédl § 3 Absatz 2 Nummer 2 nach der Anzahl der Unterrichtsstunden und der Anzahl der durch die Musik-
schule vertraglich gebundenen Schiilerinnen und Schiiler jeweils bezogen auf das dem Forderjahr vorausgegangene
Kalenderjahr bemessen. Satz 2 gilt fiir Kunstschulen und die Fachbereiche gemél § 3 Absatz 4 Nummer 1 an Musik-
schulen mit der Magabe entsprechend, dass die Unterrichtsstunden gemif3 § 3 Absatz 4 Nummer 1 heranzuziehen
sind. Kénnen durch Musikschulen oder Kunstschulen im Aufbau die Daten geméB Satz 2 und 3 im Foérderjahr nicht
vorgelegt werden, ist eine vorldufige Forderung auf der Grundlage einer prognostischen Ermittlung der Daten bezo-
gen auf das Forderjahr zuldssig.

(3) Das fiir Kultur zustindige Mitglied der Landesregierung hat durch Rechtsverordnung zur Ausfiihrung dieses
Gesetzes die Aufteilung des Zuschusses gemidll Absatz2 Satz 1 zwischen Musikschulen und Kunstschulen ein-
schlieBlich Fachbereichen geméfl § 3 Absatz4 Nummer 1 an Musikschulen, die Verteilungsquotienten geméfl Ab-
satz 2 Satz 2 und 3 und das ndhere Verfahren zur Bemessung der Forderbetrige zu regeln.

§7

Anpassung der Forderung

(1) Andern sich nach dem Haushaltsjahr 2014 die Personalkosten fiir die fest angestellten Lehrkriifte an Musik-
schulen und Kunstschulen aufgrund einer tarifvertraglichen Anpassung der Gehélter, kann sich der anteilige Zuschuss
nur in dem Umfang erhéhen, in dem entsprechende Haushaltsmittel zur Verfiigung stehen.

(2) Verandert sich die Anzahl sédmtlicher jahrlich erteilten Unterrichtsstunden und vertraglich gebundenen Schiile-
rinnen und Schiiler gegeniiber dem Haushaltsjahr 2014 um mehr als 10 Prozent, so verdndert sich die Gesamtforder-
summe des Landes nach Maf3igabe der verfligbaren Haushaltsmittel entsprechend.

§8

Bewilligungsverfahren, Hinzuziehung Dritter

(1) Die fiir Kultur zustdndige oberste Landesbehdrde wird erméchtigt, zur Durchfiihrung der Bewilligungsverfah-
ren gemdB § 6 Absatz 2 eine juristische Person des Privatrechts mit deren Einverstdndnis zu beleihen, wenn sie die
Gewihr fiir eine sachgerechte Erfiillung der ihr {ibertragenen Aufgaben bietet. Die beliehene juristische Person steht
unter Fachaufsicht der fiir Kultur zustidndigen obersten Landesbehorde.

(2) §5 Absatz 2 findet hinsichtlich der Verarbeitung der zur Durchfiihrung der Bewilligungsverfahren erforderli-
chen Daten der Musikschulen und Kunstschulen entsprechende Anwendung.

§9

Finanzierungsbeteiligung der Triger

(1) Die Landesforderung wird einer Gemeinde, einem Gemeindeverband oder einer sonstigen juristischen Person,
an der eine Gemeinde oder ein Gemeindeverband mehrheitlich beteiligt ist, als Trager einer Musikschule oder Kunst-
schule nur gewihrt, wenn diese sich an den Gesamtausgaben fiir die Musikschule oder Kunstschule angemessen
beteiligen.

(2) Absatz 1 gilt auch fiir die Tréger, die einen Rechtsanspruch gegeniiber einer Gemeinde oder einem Gemeinde-
verband auf Finanzierung der Musikschule oder Kunstschule haben.
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§10
Ubergangsregelung

Die auf der Grundlage von § 4 Absatz 1 Satz 1 des Brandenburgischen Musikschulgesetzes vom 19. Dezember 2000
(GVBIL. I S. 178), das durch Artikel 3 des Gesetzes vom 22. April 2003 (GVBI. I S.119, 120) gedndert worden ist,
erteilten Berechtigungen gelten als Anerkennungen im Sinne von § 3 Absatz 1 Satz 1 bis zum 31. Dezember 2014
fort. Mit Ablauf dieses Stichtages werden sie rechtsunwirksam.

§11

Evaluation

Die fiir Kultur zustéindige oberste Landesbehorde ist verpflichtet, dem Landtag einen Evaluationsbericht {iber die
Umsetzung der mit § 1 Absatz 2 sowie den §§ 3 und 6 verbundenen gesetzgeberischen Zielstellungen und zur Ange-
messenheit und Wirksamkeit des § 7 bis zum 31. Dezember 2019 zu iibermitteln. Musikschulen und Kunstschulen,
die Forderungen aufgrund dieses Gesetzes erhalten, sind verpflichtet, fiir die Evaluation erforderliche statistische
Daten der fiir Kultur zustindigen obersten Landesbehérde oder von ihr beauftragten Dritten zu {ibermitteln. Zu die-
sem Zweck kann der Bescheid iiber die Forderung gemif3 § 6 Absatz 2 mit Nebenbestimmungen verbunden werden.

§12

Einschrinkung eines Grundrechts

Durch § 5 Absatz 2 und § 8 Absatz 2 wird das Grundrecht auf Datenschutz (Artikel 11 der Verfassung des Landes
Brandenburg) eingeschrénkt.

§13
Inkrafttreten, Auflerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2014 in Kraft. Gleichzeitig tritt das Brandenburgische Musikschulgesetz vom
19. Dezember 2000 (GVBLI. I S. 178), das durch Artikel 3 des Gesetzes vom 22. April 2003 (GVBI. I S. 119, 120)
gedndert worden ist, auller Kraft.

Potsdam, den 11. Februar 2014

Der Prisident
des Landtages Brandenburg

Gunter Fritsch

Herausgeber: Der Président des Landtages Brandenburg
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	4. sie auf der Grundlage von Rahmenlehrplänen unterrichtet, die auf der Angebotsstruktur gemäß Nummer 2 Buchstabe a bis d aufbauen,
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	3. unter Leitung einer fest angestellten Person steht, die über einen berufsqualifizierenden Hochschulabschluss in einem künstlerischen Fachbereich oder in Kulturpädagogik oder in Kulturwissenschaften oder einen gleichwertigen Abschluss sowie über Berufserfahrungen in kulturellen Einrichtungen verfügt, und
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	(1) Die für Kultur zuständige oberste Landesbehörde ist berechtigt, zur Durchführung der Verfahren gemäß § 3 Absatz 1 Satz 2 und 3 sowie Absatz 3 Satz 2 eine juristische Person des Privatrechts mit deren Einverständnis zu beleihen, wenn sie die Gewähr für eine sachgerechte Erfüllung der ihr übertragenen Aufgaben bietet und Gegenstand ihrer Tätigkeit nicht zugleich die Wahrnehmung von Interessen antragsberechtiger Musikschulen oder Kunstschulen ist. Die beliehene juristische Person steht unter der Fachaufsicht der für Kultur zuständigen obersten Landesbehörde. Die für Kultur zuständige oberste Landesbehörde ist berechtigt, sich bei Durchführung der Verfahren gemäß § 3 Absatz 1 Satz 2 und 3 sowie Absatz 3 Satz 2 zur Prüfung der Voraussetzungen gemäß § 3 Absatz 2, 4 und 5 Dritter zu bedienen.
	(2) Die Musikschulen und Kunstschulen dürfen die zur Prüfung der Voraussetzungen gemäß § 3 Absatz 2, 4 und 5 erforderlichen Daten an die für Kultur zuständige oberste Landesbehörde, beauftragte Dritte oder beliehene juristische Personen des privaten Rechts übermitteln. Die Stellen nach Absatz 1 Satz 1 und 3 dürfen im Rahmen ihrer Berechtigung die erforderlichen Daten bei den Musikschulen und Kunstschulen erheben. Die für Kultur zuständige oberste Landesbehörde darf die von den Musikschulen und Kunstschulen übermittelten Daten an die Stellen nach Absatz 1 Satz 1 und 3 zu den dort genannten Zwecken übermitteln.
	Förderung durch das Land, Verordnungsermächtigung
	(1) Die Musikschulen und Kunstschulen werden auf Antrag durch das Land gefördert, wenn sie über eine gültige Anerkennung gemäß § 3 verfügen sowie ausschließlich und unmittelbar gemeinnützigen Zwecken im Sinne der Abgabenordnung dienen. Bei Musikschulen und Kunstschulen in unmittelbarer Trägerschaft der Gemeinden und Gemeindeverbände ist ein gesonderter Nachweis, dass diese ausschließlich und unmittelbar gemeinnützigen Zwecken im Sinne der Abgabenordnung dienen, nicht erforderlich.
	(2) Das Land fördert ab dem Haushaltsjahr 2014 die Musikschulen und Kunstschulen jährlich insgesamt durch einen Zuschuss in Höhe von 2,69 Millionen Euro. Die Höhe der Förderbeträge wird bei Musikschulen für die Fachbereiche gemäß § 3 Absatz 2 Nummer 2 nach der Anzahl der Unterrichtsstunden und der Anzahl der durch die Musikschule vertraglich gebundenen Schülerinnen und Schüler jeweils bezogen auf das dem Förderjahr vorausgegangene Kalenderjahr bemessen. Satz 2 gilt für Kunstschulen und die Fachbereiche gemäß § 3 Absatz 4 Nummer 1 an Musikschulen mit der Maßgabe entsprechend, dass die Unterrichtsstunden gemäß § 3 Absatz 4 Nummer 1 heranzuziehen sind. Können durch Musikschulen oder Kunstschulen im Aufbau die Daten gemäß Satz 2 und 3 im Förderjahr nicht vorgelegt werden, ist eine vorläufige Förderung auf der Grundlage einer prognostischen Ermittlung der Daten bezogen auf das Förderjahr zulässig.
	(3) Das für Kultur zuständige Mitglied der Landesregierung hat durch Rechtsverordnung zur Ausführung dieses Gesetzes die Aufteilung des Zuschusses gemäß Absatz 2 Satz 1 zwischen Musikschulen und Kunstschulen einschließlich Fachbereichen gemäß § 3 Absatz 4 Nummer 1 an Musikschulen, die Verteilungsquotienten gemäß Absatz 2 Satz 2 und 3 und das nähere Verfahren zur Bemessung der Förderbeträge zu regeln.
	Anpassung der Förderung
	(1) Ändern sich nach dem Haushaltsjahr 2014 die Personalkosten für die fest angestellten Lehrkräfte an Musikschulen und Kunstschulen aufgrund einer tarifvertraglichen Anpassung der Gehälter, kann sich der anteilige Zuschuss nur in dem Umfang erhöhen, in dem entsprechende Haushaltsmittel zur Verfügung stehen.
	(2) Verändert sich die Anzahl sämtlicher jährlich erteilten Unterrichtsstunden und vertraglich gebundenen Schülerinnen und Schüler gegenüber dem Haushaltsjahr 2014 um mehr als 10 Prozent, so verändert sich die Gesamtfördersumme des Landes nach Maßgabe der verfügbaren Haushaltsmittel entsprechend.
	Bewilligungsverfahren, Hinzuziehung Dritter
	(1) Die für Kultur zuständige oberste Landesbehörde wird ermächtigt, zur Durchführung der Bewilligungsverfahren gemäß § 6 Absatz 2 eine juristische Person des Privatrechts mit deren Einverständnis zu beleihen, wenn sie die Gewähr für eine sachgerechte Erfüllung der ihr übertragenen Aufgaben bietet. Die beliehene juristische Person steht unter Fachaufsicht der für Kultur zuständigen obersten Landesbehörde.
	(2) § 5 Absatz 2 findet hinsichtlich der Verarbeitung der zur Durchführung der Bewilligungsverfahren erforderlichen Daten der Musikschulen und Kunstschulen entsprechende Anwendung.
	Finanzierungsbeteiligung der Träger
	(1) Die Landesförderung wird einer Gemeinde, einem Gemeindeverband oder einer sonstigen juristischen Person, an der eine Gemeinde oder ein Gemeindeverband mehrheitlich beteiligt ist, als Träger einer Musikschule oder Kunstschule nur gewährt, wenn diese sich an den Gesamtausgaben für die Musikschule oder Kunstschule angemessen beteiligen.
	(2) Absatz 1 gilt auch für die Träger, die einen Rechtsanspruch gegenüber einer Gemeinde oder einem Gemeindeverband auf Finanzierung der Musikschule oder Kunstschule haben.
	Übergangsregelung
	Die auf der Grundlage von § 4 Absatz 1 Satz 1 des Brandenburgischen Musikschulgesetzes vom 19. Dezember 2000 (GVBl. I S. 178), das durch Artikel 3 des Gesetzes vom 22. April 2003 (GVBl. I S.119, 120) geändert worden ist, erteilten Berechtigungen gelten als Anerkennungen im Sinne von § 3 Absatz 1 Satz 1 bis zum 31. Dezember 2014 fort. Mit Ablauf dieses Stichtages werden sie rechtsunwirksam.
	Evaluation
	Die für Kultur zuständige oberste Landesbehörde ist verpflichtet, dem Landtag einen Evaluationsbericht über die Umsetzung der mit § 1 Absatz 2 sowie den §§ 3 und 6 verbundenen gesetzgeberischen Zielstellungen und zur Angemessenheit und Wirksamkeit des § 7 bis zum 31. Dezember 2019 zu übermitteln. Musikschulen und Kunstschulen, die Förderungen aufgrund dieses Gesetzes erhalten, sind verpflichtet, für die Evaluation erforderliche statistische Daten der für Kultur zuständigen obersten Landesbehörde oder von ihr beauftragten Dritten zu übermitteln. Zu diesem Zweck kann der Bescheid über die Förderung gemäß § 6 Absatz 2 mit Nebenbestimmungen verbunden werden.
	Einschränkung eines Grundrechts
	Durch § 5 Absatz 2 und § 8 Absatz 2 wird das Grundrecht auf Datenschutz (Artikel 11 der Verfassung des Landes Brandenburg) eingeschränkt.
	Inkrafttreten, Außerkrafttreten
	Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2014 in Kraft. Gleichzeitig tritt das Brandenburgische Musikschulgesetz vom 19. Dezember 2000 (GVBl. I S. 178), das durch Artikel 3 des Gesetzes vom 22. April 2003 (GVBl. I S. 119, 120) geändert worden ist, außer Kraft.
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